
Die Qualifikation von Vielfaltsanforderun-
gen im Rundfunk- und Medienrecht ist ein
gängiges Problem. Es stellt sich in unter-
schiedlicher Weise, je nach dem, ob man den
Kommunikationsrahmen in herkömmlicher
Weise medienspezifisch auslegt oder medien-
übergreifend bestimmt. So hat zuletzt eine
Stimme der Literatur das Bundesverfassungs-
gericht für seine zweite große Gebührenent-
scheidung gerügt, weil es die Vielfaltsanfor-
derungen nicht medienübergreifend, son-
dern spezifisch auf den Rundfunk, d.h. Fern-
sehen und Hörfunk bezogen reformuliert hat
(vgl. St. Jungheim, Das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 11. September 2007 zu
den Rundfunkgebühren – eine verpasste
Chance, in: ZUM 2008, S. 493 ff.). Diesem
Thema ist die hier anzuzeigende, auch im
eben genannten Beitrag rezipierte Regens-
burger Dissertation gewidmet.

Die beiden Lager, die hier zu unterschei-
den sind, nehmen die soziale Realität unter-
schiedlich wahr: Die eine Seite sieht kraft der
für sie tatsächlich eingetretenen Konvergenz
der Medien im Nutzungsverhalten der Rezi-
pienten die Notwendigkeit, Vielfalt ebenfalls
übergreifend zu verstehen. Mithin können
die Anforderungen sozusagen gesenkt wer-
den, weil das Spektrum des Marktes größer
geworden ist. Die andere Seite sieht die Märk-
te der unterschiedlichen Medien weiterhin
segmentiert mit der Folge, dass diese Anfor-
derungen enger greifen und innerhalb der
daher segmentiert verstandenen Märkte Viel-
faltssicherungen oder – wie dies auch genannt
wird – Pluralismusgebote rigider zu verste-
hen sind. Die vorliegende Arbeit begründet
ihre Zugehörigkeit zur ersten Seite mit ei-
ner Konvergenz des Nutzerverhaltens sowie
mit einer inhaltlichen Konvergenz des me-
dialen Angebots. Medien werden demnach
komplementär und zunehmend gleichberech-
tigt genutzt. Daher sei die „Fokussierung“ auf
Übertragungswege unangemessen, was die
Anknüpfung der Regulierungskriterien an-
geht. Presse, Rundfunk und Film seien defi-
nitorisch kaum noch klar zu fassen; es sei
daher auch von einer Konvergenz der Begrif-
fe auszugehen. Terminologische Trennschär-
fen gingen verloren, technische Annäherun-
gen ergäben Annäherungen der Terminolo-
gie. Allerdings sieht sie auch gewisse Gren-
zen dieser Veränderungen, meint aber, die
Veränderungen seien Grund genug, den bis-

herigen diversifizierten „Regulierungsrah-
men“ herauszufordern.

Als neues, von den Übertragungswegen
unabhängiges Kriterium zieht die Unter-
suchung die „Meinungsbildungsrelevanz“
heran. Sie wird auf den Begriff der „Grund-
versorgung“, d.h. jenes Maß an Kommunika-
tion, das jedem zugänglich sein muss, bezo-
gen. Dabei zieht die Arbeit die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts heran,
welche die publizistische Relevanz von Kom-
munikation in den Zusammenhang der
Grundversorgung und diese in denjenigen
des demokratischen Willensbildungsprozes-
ses stellt. Diese Perspektive führt zu einer Re-
strukturierung des Grundrechtsschutzes, den
Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG gewährt. Dabei erscheint
die mediale Differenzierung dieses Grund-
rechts – oder bisher besser: dieser Grundrech-
te – aufgehoben. Zudem ergibt sich aus die-
ser Sicht eine Nivellierung von Individual-
und Massenkommunikation. Schließlich legt
sie eine Klassifizierung der Kommunikations-
freiheiten in nicht mediale und mediale Frei-
heiten nahe – wobei Letzteres sicher nur in
engen Grenzen zutrifft, sofern sich nämlich
Kommunikationsprozesse zugleich an Dritte
wenden, sprich eine gewisse Marktorientie-
rung aufweisen.

Für die Vielfaltssicherung ergibt dies, dass
das Kriterium der Meinungsbildungsrelevanz
den Maßstab der Dichte ihrer Gebote ergibt.
Dabei wird normativ ersichtlich zuerst ein ge-
dachter Sollzustand an meinungsbildungs-
relevanter Vielfalt ermittelt und dann einem
Vergleich mit den tatsächlichen Gegebenhei-
ten zugrunde gelegt. Die dadurch erschlos-
sene Differenz zwischen Ist- und Sollzustand
soll den Inhalt der „Grundversorgung“ prä-
gen, die von der öffentlich-rechtlichen Säu-
le des medialen Angebots zu erbringen ist.
Dabei soll diese „Grundversorgung“ ihrerseits
wiederum nach Relevanzkriterien ausgelegt
werden und so zu strukturieren sein.

Dieses Untersuchungsergebnis hat beson-
deren Reiz insofern, als es den berechtigten
Versuch unternimmt, einem bisher prägen-
den Begriff der Judikatur zum Rundfunkrecht
einen neuen Ort zuzuweisen und so seine
Fortbildung zu erleichtern. Allerdings hat das
Bundesverfassungsgericht selbst auf diesen
Begriff inzwischen verzichtet. Aber auch das
nimmt dieser akademischen Bemühung nicht
die Berechtigung. Denn auch, wenn nun eher
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von „Funktionsauftrag“ denn von „Grundver-
sorgung“ gesprochen wird, so geht es dennoch
um verwandte Sachprobleme. Der Wechsel in
der Terminologie, den die Literatur aus unter-
schiedlichen Sachgründen veranlasst sah, mag
sich mit dem Anliegen dieser Arbeit durch-
aus vereinbaren lassen. Beide tendieren da-
zu, dem Programmangebot der „öffentlich-
rechtlichen Säule“ kein „Vollprogramm“ mit
massenattraktiven Elementen anzusinnen.
Das entspricht dem wirtschaftlichen Interes-
se der privaten Anbieter, die denn auch eine
medienübergreifende Konvergenz propagie-
ren und Vielfaltsanforderungen über das so
übergreifend verstandene Gesamtangebot
stülpen, um zugleich eine Konzentration des
massenattraktiven Angebots bei ihren priva-
ten Angeboten zu rechtfertigen. Unabhängig
von diesem von massiven Interessen be-
herrschten Hintergrund der medienpoliti-
schen Diskussion verdient die kurze und prä-
gnante Dissertation aber insgesamt unverän-
dert eine angemessene Beachtung. Allerdings
ist anzumerken, dass ihr Grundversorgungs-
konzept mit demjenigen des Gerichts bewusst
nicht übereinstimmt. Sie meint, Grundver-
sorgung sei ein Begriff, um Vielfaltsgewähr
durch die öffentlich-rechtliche „Säule“ zu be-
zeichnen, nicht, um einem umfassenden Pro-
grammauftrag einen Namen zu geben. Ob
hier die Schrift der jüngsten Rechtsprechung,
von der die Verfasserin naturgemäß nicht
wusste, etwa ein wenig näher steht als der äl-
teren, das steht gewiss auf einem anderen
Blatt, zumal der Berichterstatter in Sachen
Rundfunk soeben wieder einmal gewechselt
hat. 

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig

Das umfangreiche, in festem Umschlag ge-
bundene und gemessen an seinem Umfang
günstige Werk ist eine Münchener Disserta-
tion. Ihr Erstbetreuer war Udo Di Fabio, da-
mals in München und schon Richter am Bun-
desverfassungsgericht. Im Übrigen erweist
die Lektüre des Vorworts, dass die Schrift of-
fenbar viele Geburtshelfer hatte. Ihr Autor
war nämlich nicht nur am Max-Planck-Insti-
tut für ausländisches öffentliches Recht und
Völkerrecht bei Armin von Bogdandy Mitar-
beiter; er hat vielmehr auch den Rat zahlrei-
cher Kollegen aus Theorie und Praxis einge-
holt, etwa von O. Lepsius, Ch. Möllers, D. Dörr,
P. Lerche, W.-D. Ring, W. Rudolf, H. Maurer,
R. Stettner, M. Jestaedt und E.-W. Böckenför-
de sowie des Zweitgutachters P. M. Huber, aber
auch E. Th. Emde, B. Malzanini und J. Kreile,
neben jüngeren Helfern und mehreren Insti-
tutionen, Förderern und Stiftungen im In-
und Ausland.

Mit dem dritten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag wurde 1996 die Kommission
zur Ermittlung der Konzentration im Medien-
bereich, genannt KEK, eingeführt. Das brach-
te eine erhebliche Umgestaltung des Systems
der medienspezifischen Konzentrationskon-
trolle mit sich. Reibungen entstanden vor
allem zwischen dieser neuen Einrichtung und
den Landesmedienanstalten. Diese sind auch
von praktischer Bedeutung für die betroffe-
nen, der Aufsicht unterworfenen Rundfunk-
unternehmen. In der Öffentlichkeit deutlich
geworden ist dies etwa im Falle der geplan-
ten Übernahme von ProSiebenSat.1 durch
Springer, zu der die KEK bekanntlich im Ja-
nuar 2006 ein negatives Votum abgegeben
hat. Neben vorliegenden anderen Untersu-
chungen zu Einzelfragen ist an der hier an-
zuzeigenden Arbeit insbesondere neu, dass
sie sich die Rechtsstruktur der KEK zum Ge-
genstand macht. Vor allem sucht sie die ver-
fassungsrechtlichen Fragen zu erschließen
und zu durchdringen. Das führt zu Kompe-
tenzanalysen, etwa zur Frage veranstaltungs-
bezogener Kontrollen, zur Kontrolle durch
Information und zur Konkretisierung durch
Normsetzung – wobei hier eine systematische
und vollständige Abklärung der Kompetenz-
felder der KEK beabsichtigt ist. Sicherheit in
Ansehung der Zuständigkeiten der KEK, ins-
besondere deren nähere Bestimmung nach
Art und Umfang, ist nach Sicht des Autors un-
abdingbare Voraussetzung dafür, die KEK ver-

waltungsorganisationsrechtlich zu erfassen
und angemessen abzubilden. Auf dieser
Grundlage versteht die Arbeit die KEK als zen-
trale Länderkommission, die eine erhebliche
institutionelle Verfestigung und funktionale
Verselbstständigung aufweist und sich des-
halb als neue Organisationsform auf Länder-
ebene darstellt. Hinzu tritt, dass auch die in-
formatorischen Instrumente, darunter insbe-
sondere die Mitteilungen, untersucht wer-
den; dies betrifft Fragen, die über die bloße
föderale Privatfunkaufsicht hinausgreifen
und insbesondere allgemeiner ins Verwal-
tungs- und Verfassungsrecht reichen. Dabei
ergibt sich auch, dass die Schrift die KEK als
ein demokratisch legitimiertes, entschei-
dungsbefugtes Expertengremium versteht,
das grundrechtlich-funktional gerechtfertigt
ist. Dabei stößt auf, dass die Arbeit die demo-
kratische Legitimation anspricht, geht es doch
um eine Behörde, welche die Länder gemein-
sam eingerichtet haben, um typische hoheit-
lich-administrative Aufgaben zu erledigen.
Die Arbeit handelt von Fragen der Regulie-
rung eines Marktes, an sich nicht von Herr-
schaftslegitimation, wie sie im Falle der de-
mokratischen Legitimation der funktionalen
Selbstverwaltung von E. Th. Emde mit sei-
ner bis heute anerkannten Arbeit aus den Jah-
ren vor 1991 beabsichtigt war und gelang.
Das mag indes zunächst dahinstehen. Zum
Gang der Untersuchung ist nämlich zuerst zu
berichten. 
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